1513 


Gef et a Sammlung ie 


für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— NT. 94. 


(Nr. 6826.) Verordnung wegen anderweitiger Einrichtung des Amtskautionsweſens in den 
N neu erworbenen Landestheilen. Vom 12. September 1867. 


NS Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


5. 1. 


Die in den älteren Landestheilen geltenden Beſtimmungen über das Amts⸗ 
lautionsweſen, insbeſondere die f vom 11. Februar 1832. wegen 
Pn des Kautionsweſens für Staats aſſen⸗ und Magazinbeamte (Geſetz⸗ 
Samml. S. 61.) und die bezüglichen Vorſchriften des Geſetzes vom 21. Mai 
1860. wegen anderweitiger Einrichtung des Amts⸗ und Zeitungskautionsweſens 
(Geſetz⸗Samml. S. 211.), mit Ausſchluß des letzten Satzes im $. 1. deſſelben, 
‚finden auch in den durch das Geſetz vom 20. September 1866. (Geſetz-Samml. 
S. 555.) und durch die beiden Geſetze vom 24. Dezember 1866. (Geſetz⸗Samml. 
S. 875. und 876.) mit Unſerer Monarchie vereinigten Landestheile Anwendung. 


8 


Die in den neuen Landestheilen vorhandenen Amtskautionen, welche der 
gegenwärtigen Verordnung nicht entſprechen, ſind — ſoweit erforderlich, nach 
vorgängiger Beſtellung anderer Kautionen — zurück zu gewähren. 


i $. 3. 
5 Den bei Vereinigung der neuen Landestheile mit Unſerer Monarchie über⸗ 
üßmmenen Beamten können von den zuſtändigen Verwaltungs⸗Chefs im Einver⸗ 
flündniſſe mit dem Finanzminiſter zur Beſtellung der in Gemäßheit der gegen⸗ 
wärtigen erordnung zunächſt zu leiſtenden Kautionen Friſten bewilligt werden. 


g Nhrzang 1867 (Nr. 6826) g 200 §. 4. 
Ausgegeben zu Berlin den 20. September 1867. 


= x BIER 


Auf die Beamten der Juſtizverwaltung im Gebiete des vormaligen Kön | 

reichs Hannover, einſchließlich der dortigen Notare, findet die gegenwärtige Ver 
ordnung keine Anwendung. = „ „ 

Die Ausführung dieſer Verordnung wird dem Finanzminiſter übertrag 

ä a unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrurft 

Königlichen Joes se 
Geegeben Schloß Babelsberg, den 12. September 1867. 
C. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismar k⸗Sch önhauſen. 


c ae Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itenpli 
v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenbur; Bi 
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Fr. 6827.) Verordnung, betreffend die Zuläffigkeit des Rechtsweges und die Anwendung 
a der Geſetze vom 8. April 1847. über das Verfahren bei Kompetenz- 
konflikten zwiſchen den Gerichten und Verwaltungsbehörden d vom f 
13. Februar 1854. über die Konflikte bei gerichtlichen Verfolgungen wegen IE u a 
Amts- und Dienſthandlungen n den durch die Geſetze vom 20. Septem- e 22, 2% 
ber und 24. Dezember 1866. der Monarchie einverleibten Landestheilen. „ 

Vom 16. September 1867. ; > 7 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen . 


verordnen für die durch die Geſetze vom 20. September und 24. Dezember 1866. 
u S. 555. 875. 876.) Unſerer Monarchie einverleibten Landes⸗ 
heile, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


J. Allgemeine Beſtimmungen. 


Artikel J. 


Ueber Angelegenheiten, welche nach den im Geltungsgebiete des Preußischen 
Leandrechts beſtehenden allgemeinen Beſtimmungen der Erledigung im Verwal⸗ 
lungswege mit Ausſchluß des Rechtsweges unterliegen, findet auch in den durch 
die Geſetze vom 20. September und 24. Dezember 1866. (Geſetz-Samml. S. 555. 
55 10 fat Unſerer Monarchie einverleibten Landestheilen ein Prozeßverfahren 
Nicht ſtatt. 
| Soweit dieſen Beſtimmungen zufolge der Rechtsweg nur unter gewiffen 
Maaßgaben oder Vorausſetzungen zuläſſig iſt, oder hinſichtlich des Prozeßverfahrens 
bei Beſchreitung des Rechtsweges oder des Verfahrens in Steuerdefraudations⸗ 
ſachen, wenn die Einrede der Nichtverpflichtung zur ung der Steuer 
entgegengeſtellt wird, beſondere Vorſchriften beſtehen, finden in den gedachten 
heilen die nämlichen Maaßgaben, Vorausſetzungen oder Vorſchriften An⸗ 

endung. 


Artikel II. 


Beſchränkungen des Rechtsweges in den vorgedachten Landestheilen, welche 
mit den im Geltungsgebiete des Preußiſchen Landrechts beſtehenden allgemeinen 

eſtimmungen nicht im Einklange ſtehen, ſind aufgehoben. 

. Ueber die Verbindlichkeit zur Zahlung beziehungsweiſe Fortentrichtung der⸗ 
tigen in den Herzogthümern Holſtein und Schleswig beſtehenden Gefälle, welche 
us der Zeit vor der Vereinigung mit Unſerer Monarchie herrühren, findet der 
Rechtsweg indeß nur mit der aus der bisherigen Geſetzgebung ſich ergebenden 
Beſchränkung ſtatt. 


Artikel III. 


Das Verfahren bei Kompetenzkonflikten zwiſchen den Gerichten und Ver⸗ 
(Nr. 6827) 2009 wal⸗ 
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waltungsbehörden richtet ſich nach dem Geſetz vom 8. April 1847. (Geſe 
Samml. ©. 170.). | | en 
Die Entſcheidung erfolgt durch den in Gemäßheit dieſes Geſetzes beſtehend 
Gerichtshof. 


Artikel IV. 


Konflikte entſcheidet nach näherer Maaßgabe des gedachten Geſetzes der im 
Artikel III. bezeichnete Gerichtshof, beziehungsweiſe das Militair⸗Juſttzdepartement, 


II. Beſondere Beſtimmungen. 


Atifel d. 


Bei Anwendung des Geſetzes, betreffend die Erweiterung des Rechtswege | 
vom 24. Mai 1861. (Geſetz-Samml. S. 241.) find folgende beſondere Beſtim⸗ 
mungen maaßgebend: 


1) Die im §. 3. für den Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Ch 5 
getroffene Beſtimmung gilt auch im Gebiete des vormaligen Königreich 
Hannover. i 1 —— 


2) Die $$. 11. bis 14. finden auch auf die durch die Verordnung vo 
5, Juli 1867. (Geſetz-Samml. S. 1120.) eingeführte Erbſchaftsabgab 
Anwendung. i 


3) Hinſichtlich der Stempel, welche zu Gerichtskaſſen eingezogen worde 
($. 12.), iſt die Klage gegen die zur Verwaltung der indirekten Steuern 
beſtimmte Provinzialbehörde zu richten. 


4) An die Stelle der $$. 4. und 13. treten in den nachbezeichneten Lan 
destheilen folgende Anordnungen: 


a) im Gebiete des vormaligen Königreichs Hannover: | 


Das Rechtsmittel der Berufung ſteht beiden Theilen auch 
dann zu, wenn der nach Geldeswerth zu ſchätzende Streitgegenſtan 
die Summe von 10 Thalern nicht überſteigt. 

Von jedem Berufungsurtheil findet eine weitere Berufun 
an das Ober⸗Appellationsgericht zu Berlin nach Maaßgabe de 
$$. 392. und 394. bis 429. der bürgerlichen Prozeßordnung vom 
8. November 1850. ſtatt; d 1 


b) im Gebiete der vormals freien Stadt Frankfurt: 


Der Rechtsstreit gehört in allen Fällen zur Kompetenz des 
Stadtgerichts. Beiden Theilen ſteht, unbeſchadet des Rechtswitte 


— 


555 


der Nichtigkeitsbeſchwerde, Artikel J. §§. 4. und 5. der Verordnung 
vom 12. Dezember 1866. (Geſetz⸗Samml. S. 795.), die Appellation 


an das Appellationsgericht und von dieſem an das Obertribunal 
ohne Rückſicht auf die Summe zu. 


Artikel VI. 


5 ‚ Die im $. 8. des Geſetzes vom 8. April 1847. für den Bezirk des Ap⸗ 
hellationsgerichtshofes zu Cöln beſtimmten Abweichungen des Verfahrens finden 

auch im Gebiete des vormaligen Königreichs Hannover in der Art Anwendung, 
daß an Stelle des Friedensgerichts das Amtsgericht, des Landgerichts das Ober: 


Hug, des Oberprokurators der Kronanwalt, des Generalprokurators der Kron- 
beranwalt tritt. 


III. Schluß⸗ und Aebergangs-Beſtimmungen. 


Artikel VII. 


9 Allee dieſer Verordnung entgegenſtehenden Beſtimmungen ſind aufgehoben. 
Hinſichtlich der Zuläſſigkeit des Rechtsweges bei Expropriationen, ſowie 
bei Gemeinheitstheilungen „Ablöſungen und Zuſammenlegungen wird jedoch durch 
die gegenwärtige Verordnung an den beſtehenden Vorſchriften nichts geändert. 
„C'benſo bleibt hinſichtlich derjenigen Anſprüche von Staatsbeamten aus 
ihrem Dienſtverhältniſſe, welche aus der Zeit vor der Publikation dieſer Ver⸗ 
ordnung geltend gemacht werden, für die Zuläſſigkeit des Rechtsweges die bis⸗ 
herige Geſetzgebung der einzelnen Landestheile auch ferner in Kraft. 


Artikel VIII. 


. | Die gegenwärtige Verordnun erlangt mit dem Tage ihrer Verkündigun 
Geher genre g erlang ge ih gung 
al, Anſprüche, über welche vor dieſem Zeitpunkte im Verwaltungswege end- 
illig entschieden worden iſt, können, ſofern gegen dieſe Entſcheidung nach den 


8 he rigen Landesgeſetzen der Rechtsweg nicht zuläſſig war, auch ferner nicht bei 
N den Gerichten verfolgt werden. 5 i ; 


% Artikel IX. 
oo Zur Entſcheidung der nach den bisherigen Landesgeſetzen bereits erhobenen 
N fündig. Sonfike iſt der im Artikel III. bezeichnete Gerichtshof gleichfalls zu- 


6 Soweit das bisherige Verfahren den Vorſchriften der §§. 5. bis 13. des 
0 1 15 vom 8. April 1847. nicht entſpricht, iſt den letzteren gemäß daſſelbe zu 
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| Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhän 
Königlichen Inſiegel. 1 
Gegeben Berlin, den 16. September 1867. 


(J. S.) Wilhelm. 


f Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. 
Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 6828.) Verordnung, betreffend die Einführung des Geſetzes wegen Ausſtellung 
N Papieren, welche eine Zahlungsverpflichtung an jeden Inhaber enth 
vom 17. Juni 1833. in die durch die Geſetze vom 20. September u 
24. Dezember 1866. der Preußiſchen Monarchie einverleibten La 
theile. Vom 17. September 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 


verordnen, auf den Antrag des Staatsminiſteriums, was folgt: 


Artikel J. | 


Das Gefe wegen Ausftellung von Papieren, welche eine Zahl 
verpflichtung an jeden Inhaber enthalten, vom 17. Juni 1833. (Geſetz⸗S 
S. 75.) tritt in den durch die Geſetze vom 20. September und 24. De 
1866. (Geſetz-Samml. S. 555. und 875.) mit der Preußiſchen Monarch 


einigten Landestheilen, jedoch mit folgenden Abänderungen in Wirkſamkeit 


| St 
An die Stelle des zweiten Satzes im F. 1. des Geſetzes tritt 
ſtehende Vorſchrift: i a 
Ausgenommen von dieſer Beſtimmung bleiben jedoch diejenige 
Zahlungsanweiſungen, welche im Gebiete der vormals freien & 
Frankfurt mit einer höchſtens vierwöchentlichen Geltungsfriſt au 
jeden Inhaber ausgeſtellt werden. I 


8.2 
Der F. 6. des Geſetzes fällt weg. 


N Artikel II | 
Auf Diejenigen Papiere, welche vor der Publikation dieſer Verordnung 
ausgegeben worden find, finden die $$. 1. 2. 3. und 5. des Geſetzes keine An⸗ 
ung, Ingleichen werden diejenigen Rechte zur Ausſtellung von Papieren 
der im §. 1. des Geſetzes bezeichneten Art, welche bereits vor der Publikation 
dieſer Verordnung ſtaatlich verliehen waren, durch die letztere nicht berührt. 
Alrkundlich unter Anſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 17. September 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 


Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


6829.) Bekanntmachung der Miniſterial⸗ Erklärung vom 6. September 1867, betref⸗ 
f R fend die Uebereinkunft mit Hamburg wegen Beſteuerung gewiſſer, auf 
Banko⸗Valuta lautender Wechſel. Vom 17. September 1867. 


Nude die Königlich Preußiſche Regierung und der Senat der freien und 
ad Hamburg ſich verſtändigt haben, über die Beſteuerung gewiſſer, auf 
Banko⸗ Valuta lautender Wechſel und Aſſignationen gleichmäßige Beſtimmungen 
zu treffen, ſind zwiſchen ihnen die nachſtehenden Beſtimmungen verabredet worden: 


Artikel 1. 


b Die von einem Orte außerhalb des Gebietes der Preußiſchen Monarchie 
und der freien und Hanſeſtadt Hamburg in Banko⸗Valuta auf Altona gezogenen 
Wechſel und Aſſignationen, welche in Hamburg domizilirt oder daſelbſt zahlbar 
und Hi den beſtehenden Geſetzen vom 1. September d. J. ab ſowohl dem 
Hreußiſchen als dem Hamburgiſchen Wechſelſtempel unterworfen ſind, ſollen nur 
1 8 von beiden Stempelabgaben und zwar derjenigen unterliegen, hinſichtlich 
den der Zeitpunkt, in welchem die Abgabe nach den betreffenden Geſetzen ent⸗ 
let werden muß, zuerſt eintritt. 
n Wechſel und Aſſignationen der bezeichneten Art, von welchen nach Maaß⸗ 
110 der vorſtehenden Beſtimmung die Preußiſche oder die Hamburgiſche Stempel⸗ 
abgabe rechtzeitig entrichtet iſt, werden in allen Beziehungen ſo angeſehen, als ob 
Gr. 68286829.) auch 


Artikel 2. 


Die ſtatt der Baarzahlungen dienenden Magee 111 vo der 
einen Nachbarſtadt auf die andere ausgeſtellt werden, ſollen, inſofern ſie ohn 
Accept bleiben und auf Sicht zahlbar find, weder dem Preußiſchen noch da 
Hamburgiſchen Wechſelſtempel unterliegen. 


Zur Urkund deſſen iſt gegenwärtige Miniſterial⸗ Erklärung ausgefertiſ 
worden, um gegen eine übereinſtimmende Erklärung der freien und Hanſeſtg 
Hamburg ausgewechſelt zu werden. 


Berlin, den 6. September 1867. i 


Der Koͤniglich Preußiſche Praͤſident des Stnatsminiſteriums/ 
Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. 


Z 


Verſehende Miniſterial⸗Erklärung wird, nachdem ſie gegen eine entſpre 


Erklärung des Senates der freien und Hanſeſtadt Hamburg vom 9. en 
ber d. J. ausgewechſelt worden iſt, hierdurch zur le eee si 


Berlin den 17. 1867. 


Der Miniſter der auswärtigen Aae 
Gr. v. Bismarck⸗ un 


Redigirt im Büreau des Staats Miniteriums, 


Berlin, gedrudt in der 0 Ra eee 
(N. v Deck ker). a 5 


